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BVerwG, Beschluss vom 08.11.2011 - 6 P 23.10 – 
Mitbestimmungsrecht des Personalrats auch bei 
gleicher Eingruppierung nach Umsetzung

EINLEITUNG:

Der Personalrat hat in Personalangelegenheiten bei Fragen der 
Eingruppierung mitzubestimmen (§ 75 Abs. 1 Nr. 2 BPersVG 
sowie § 72 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 LPVG). Es stellt sich die Frage, 
ob das Mitbestimmungsrecht auch Fälle umfasst, in denen der 
Mitarbeiter nach einer Umsetzung gleich eingruppiert ist.

SACHVERHALT:

Der Arbeitnehmer war seit 15. Januar 2001 beim Universitäts-
klinikum Düsseldorf als Lagerarbeiter beschäftigt. Am 26. Mai 
2008 wurde er vom Zentrallager in den Transportdienst umge-
setzt und tauschte dabei den Arbeitsplatz mit einem Kollegen. 
Mit Schreiben vom 30. Mai 2008 rügte der Personalrat die Ver-
letzung seines Mitbestimmungsrechts bei Eingruppierung. Dem 
entgegnete das Universitätsklinikum, das dem Arbeitnehmer 
übertragene Aufgabenprofil habe dieselbe Wertigkeit wie das 
bisherige. Der Antrag des Antragstellers auf Feststellung, dass 
die Eingruppierung aus Anlass der Umsetzung vom Lager zum 
Transportdienst sein Mitbestimmungsrecht verletzt, hilfsweise, 
dass die Übertragung der neuen Tätigkeit im Transportdienst auf 
den U. seinem Mitbestimmungsrecht bei Eingruppierung unter-
liegt, hat das Verwaltungsgericht abgelehnt. Das OVG Münster 
hat die dagegen gerichtete Beschwerde in seiner Entscheidung 
vom 06.10.2010 (Az. 16 A 1097/09.PVL) durch Beschluss zu-
rückgewiesen.
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Der 6. Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat auf die Rechts-
beschwerde hin entschieden, dass dem Mitbestimmungsrecht 
des Personalrats bei Eingruppierung auch Fälle der Eingruppie-
rung unterliegen, in denen der Dienststellenleiter einem Arbeit-
nehmer einen neuen Arbeitsplatz zuweist und er die Beibehal-
tung der bisherigen Eingruppierung beabsichtigt. Dies, so das 
Bundesverwaltungsgericht, gelte selbst dann, wenn der neue 
Arbeitsplatz schon einmal unter Beteiligung des Personalrats 
bewertet worden sei.

Weise der Dienststellenleiter einem Arbeitnehmer einen neuen 
Arbeitsplatz zu, so seien unter Eingruppierungsgesichtspunk-
ten drei verschiedene Alternativen denkbar: Höhergruppierung, 
Herabgruppierung oder Bestätigung der bisherigen Eingruppie-
rung. Die beiden ersten Varianten seien zweifelsohne mitbe-
stimmungspflichtig (§ 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Alt. 2 und 3 NW-
PersVG). In diesen Fällen könne das Mitbestimmungsverfahren 
den Entscheidungsvorschlag des Dienststellenleiters bestäti-
gen. Es könne aber auch dazu führen, dass die Höher- bzw. He-
rabgruppierung sich als unrichtig erweist und es deswegen bei 
der bisherigen Eingruppierung verbleibe. Unterstellte man die 
Mitbestimmungspflichtigkeit auch der dritten Variante, so kön-
ne das Mitbestimmungsverfahren die Bestätigung der bisheri-
gen Eingruppierung ergeben. Sein Resultat könnte aber auch 
sein, dass die bisherige Eingruppierung auf dem neuen Arbeits-
platz sich als unzutreffend erweise und der Arbeitsnehmer hö-
her- oder herabzugruppieren sei. Es zeige sich, dass alle drei 
Varianten gleichwertig seien, wenn man neben der Entschei-
dungsabsicht des Dienststellenleiters das denkbare Ergebnis 
des Mitbestimmungsverfahrens in die Betrachtung einbezöge. 
Schon diese abstrakte systematische Erwägung spreche dafür, 
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alle drei Varianten mit Blick auf das Mitbestimmungsrecht des 
Personalrats gleich zu behandeln. 

Mehr noch erscheine eine solche Gleichbehandlung dann ge-
boten, wenn man auf die Eigenart der Mitbestimmung bei Ein-
gruppierung und deren Sinn und Zweck abstelle.

Die Eingruppierung sei ein Akt strikter Rechtsanwendung. Die 
Mitbestimmung des Personalrats bei Eingruppierung sei kein 
Mitgestaltungs- sondern ein Mitbeurteilungsrecht. Sie solle si-
cherstellen, dass die Rechtsanwendung möglichst zutreffend 
erfolge. Sie solle die Personalvertretung in den Stand setzen, 
mitprüfend darauf zu achten, dass die beabsichtigte Eingrup-
pierung mit dem anzuwendenden Tarifvertrag im Einklang ste-
he. Im Interesse der betroffenen Arbeitnehmer solle verhindert 
werden, dass durch eine unsachliche Beurteilung im Rahmen 
bestehender Auslegungsspielräume einzelne Arbeitnehmer be-
vorzugt, andere dagegen benachteiligt werden. Auf diese Weise 
diene die Mitbestimmung bei der Eingruppierung der einheit-
lichen und gleichmäßigen Anwendung der Entgeltordnung in 
gleichen und vergleichbaren Fällen und damit der Lohngerech-
tigkeit und Transparenz der Entgeltpraxis in der Dienststelle. 
Diese Grundsätze gölten ebenso in den Fällen der Höher- und 
Herabgruppierung.

Weise der Dienststellenleiter dem Arbeitnehmer einen neuen 
Arbeitsplatz zu, so bestehe ein Bedürfnis dafür, dass die Einord-
nung in die in der Dienstelle geltende Entgeltordnung zutreffend 
erfolge. Die Richtigkeitskontrolle des Personalrats, die der Ge-
setzgeber gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Alt. 1 bis 3 NWPersVG 
für geboten hält, komme unabhängig davon zu tragen, ob der 
Dienststellenleiter beabsichtige, die bisherige Entgeltgruppe zu 
ändern oder zu bestätigen. Seine Entscheidung sei zunächst 
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nur vorläufiger Natur. Sie könne sich in allen denkbaren Vari-
anten im Rahmen des Mitbestimmungsverfahrens als richtig 
oder falsch erweisen. Die Gesichtspunkte der Gleichbehand-
lung und Transparenz, über deren Einhaltung der Personalrat zu 
wachen habe, wirkten auf die Richtigkeit des Ergebnisses hin. 
Diese Zielvorstellung werde zu einem wesentlichen Teil verfehlt, 
wenn die vom Dienststellenleiter als „eingruppierungsneutral“ 
gewerteten Vorgänge der Kontrolle des Personalrats entzogen 
würden.

FAZIT: 

Die Entscheidung ist dogmatisch sauber aufbereitet und ent-
spricht der Zielsetzung des Personalvertretungsrechts: der kor-
rekten Eingliederung der von einem Mitarbeiter zu verrichtenden 
Tätigkeit in ein kollektives Vergütungssystem unter Berücksich-
tigung der Grundsätze von Gleichbehandlung und Transparenz. 
Dem Umstand, dass sich die Entscheidung eines Dienststel-
lenleiters über die Eingruppierung im Rahmen des Mitbestim-
mungsverfahrens im Nachhinein als falsch oder zutreffend er-
weisen kann, wird Rechnung getragen.
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Sie brauchen detailliertere Informationen? 
Sie hätten gerne ein persönliches Gespräch zu Themen dieser Ausgabe? 
Sie haben Fragen zu unserer Veranstaltung? 

Wir freuen uns, wenn Sie mit uns Kontakt aufnehmen. 
info@thomsen-ra.de


